
G erh ard  S tick e l

Bei den kommunikativen Bedingungen und dem 
Sprachgebrauch der Behördenvordrucke nachgefaßt

1. Ein fiktives Beispiel

D er sprachliche V erkehr zwischen Bürgern und öffentlicher V erw al­
tung ist ein D ialog  ungleicher Partner. Er ist asymmetrisch. D as ist 
w iederholt gesagt und geschrieben w orden. D a es viele Arten asym ­
metrischer Sprachverw endung mit unterschiedlichen Folgen für die 
Beteiligten gibt, sollen die Besonderheiten der Kom m unikation zw i­
schen Bürgern und Behörden zunächst an einem fik tiven  Fall v er ­
deutlicht werden.

Nach dem  dritten  Versuch, seine Einkom m ensteuererklärung end­
lich einm al ohne H ilfe  fertigzustellen, gibt ein M itbürger zwischen 
A nlage N  und A nlage V  resigniert au f und macht sich wie schon oft 
m it den haibausgefü llten  Form ularen und allen  vielleicht wichtigen 
U nterlagen au f den W eg zum Steuerberater. D anach setzt er sich zu 
H ause verärgert hin und beschließt, dem Finanzam t diesm al einen 
Streich zu spielen. Er entw irft einen Vordruck, der die übliche Rich­
tung der Form ularkom m unikation umkehrt.

D er Vordruck w urde nicht abgeschickt. So groß w ar der Ä rger letzt­
lich doch nicht. Außerdem  w urde dem M itbürger bei einigem N ach­
denken k lar, daß  der Text seines Vordrucks au f einer M ischung von 
richtigen, falschen und schiefen V oraussetzungen beruht. A nstelle des 
Ä rgers über die Behörden em pfand er schließlich Ä rger über sich selbst, 
a ls ihm deutlich w urde, daß  dieser Vordruck ihm selbst erheblich mehr 
A rbeit aufbürdet a ls das norm ale V erfahren. Ich meine, es lohnt sich, 
den V oraussetzungen und Erw artungen des ,Bürgervordrucks‘ nachzu­
gehen. H ier ist er:
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An:
DEN STEUERZAHLENDEN BÜRGER
Fiskus Civis
Eigenweg 11
4711 Selbsthausen
Tel. 01 11-11 11

Antrag
auf Gewährung von Steuern aus 

Einkommen im Jahr 1979
(Einkommensteuergewährungsantrag)

Hinweis: Alle Fragen sind sorgfältig, wahrheitsgemäß und vollständig zu 
beantworten. In Zweifelsfällen empfiehlt sich eine Vorsprache 
des zuständigen Sachbearbeiters während der Sprechzeiten des 
Bürgers: Mo.-Fr. 17— 19 Uhr nach vorheriger fernmündlicher 
Anmeldung.

1. Genaue Bezeichnung der antragstellenden Behörde:
2. Anschrift:
3. Name, Vorname und Rufnummer des verantwortlichen Amts-

leiters:
4. Name, Vorname und Rufnummer des zuständigen Sachbear-

beiters:
5. Worauf gründet sich Ihr Antrag auf Gewährung eines Teils

des persönlichen Einkommens an den Staat?
(Die generellen einschlägigen gesetzlichen Bestimmungen sind hier anzugeben; 
ggfs, ausführliche Begründung auf einem gesonderten Blatt.)

6.1 Wie haben Sie von Art und Höhe meines Einkommens erfah-
ren?

6.2 Namen und Anschriften Ihrer Gewährsleute:
7. Wieviel Einkommensteuer habe ich Ihnen nach Ablauf des

vorigen Steuerzuwendungsbemessungszeitraums insgesamt
gewährt? (Zutreffendes ankreuzen)

□ durch einmalige Zahlung DM
□ durch halbjährliche Zahlungen von

je DM
□ durch vierteljährliche Zahlungen

von je DM
□ durch monatliche Zahlungen von je DM
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8. Für welche Zwecke wurden die gewährten Steuern im abge-
laufenen Steuerzuwendungsverbrauchszeitraum verwendet?
(Detaillierte Aufstellung der Ausgabenzwecke ist erforderlich. Ausgabenbelege 
sind beizufügen. Pauschalangaben wie „Sonstiges“ können als Ausgabenzwecke 
nicht anerkannt werden.)

8.1 Für Zwecke des Bundes insgesamt: DM
gegliedert nach Ressorts:
—  Verteidigung: DM
— Arbeit und Soziales: DM
-  Familie und Gesundheit: DM
-  Forschung und Technologie: DM

.......................................................... DM
DM
DM

%

8.2 Für welche Zwecke des Landes insge-
samt: DM
gegliedert nach Ressorts: 
—  Inneres: DM
-  Wissenschaft und Kunst: DM

DM
.........................................................  DM
.........................................................  DM

%

8.3 Für Zwecke des Landkreises insge-
samt: DM
nach Aufgaben gegliedert:
— Kreiskrankenhäuser: DM
— Sozial- und Jugendhilfe: DM
— Baumaßnahmen: DM

.......................................................... DM

.......................................................... DM

.......................................................... DM

8.4 Für Zwecke der Gemeinde insgesamt: DM 
nach Aufgaben gegliedert:
—  Straßen: DM
— andere Versorgungseinrichtungen: DM
-Schulen: DM

.........................................................  DM

.........................................................  DM

.......................................................... DM

%

%
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8.5 Bis Jahresende nicht verbraucht: DM ......... =  %
8.6 Beträge 8.1— 8.5 gesamt: DM ........... —  00$°/o
9. Von den unter 8.1 bis 8.4 aufgeführten Ausgaben wurden ver-

wendet:
—  für reine Verwaltungszwecke

Personalausgaben: DM .........
Sachausgaben: DM .........

-  für Zins und Tilgung öffentlicher
Anleihen: DM .........

10. Wieviel Steuern beantragen Sie insgesamt
von meinem Einkommen im Jahr 1979: DM .........

11. Durch welche Gesetze, Rechtsvorschriften und darauf auf-
bauende Steuertabellen wird die Höhe der beantragten 
Steuerzahlung begründet?
(Hier nur Kurzbezeichnungen: vollständige Texte, Tabellen und Berechnung 
beifügen I)

12. Für welche Zwecke sollen die beantragten Steuermittel ver-
wendet werden?
(Aufstellung analog zu 8.1 bis 8.4 auf einem gesonderten Blatt beifügen!)

13. Auf welche Haushalts- bzw. Finanzierungspläne von Bund, 
Land, Kreis und Gemeinde stützen sich die Ausgabenvor-
haben?
(Hier nur Kurzbezeichnungen; beglaubigte Ablichtungen der Pläne als Anlagen!)

14. Wann wurden die Haushalts- bzw. Finanzierungspläne vom 
Bundestag, Landtag, Kreistag bzw. Gemeinderat verabschie-
det?
(Ablichtungen der betr. Sitzungsprotokolle beifügen!)

15. Nach Abzug der unter 8.5 ausgewiesenen Rücklagen aus dem 
vorausgegangenen Steuerzuwendungsbemessungszeitraum 
verbleiben von dem unter 10. beantragten Steuerbetrag

DM .............
16. Beantragt wird die Gewährung der Steuerzuwendung

(Zutreffendes ankreuzen!)

□  in einer Summe
□  in halbjährlichen Raten
□  in vierteljährlichen Raten
(Aus organisatorischen Gründen ist die Gewährung von monatlichen oder wö-
chentlichen Steuerzuwendungsraten nicht mehr möglich!)

17. Bankverbindung der antragstellenden Behörde:
Kreditinstitut:............................ BLZ: ..........Kto.Nr...............
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Hinweis: Die Prüfung, inwieweit die beantragte Steuergewährung dem 
Grunde bzw. der Höhe nach berechtigt ist, erfordert erfahrungs-
gemäß eine Bearbeitungszeit von mehreren Monaten. Nach Ab-
gabe des Antrags sollte von zeitraubenden Anfragen oder Vor-
sprachen Abstand genommen werden. Bis zum Zugang des ab-
schließenden Bewilligungsbescheids sind staatlicherseits aus-
gabenwirksame Maßnahmen unter Vorgriff auf die neu bean-
tragte Steuerzuwendung zu unterlassen.

Erklä- Wir versichern hiermit die Richtigkeit und Vollständigkeit der 
rung: vorstehenden Angaben. Wir erkennen an, daß im Falle vorsätz-

licher unvollständiger oder unrichtiger Angaben bzw. bei vor-
sätzlicher den angegebenen Zwecken nicht entsprechender Ver-
wendung der gewährten Steuern die sofortige Rückzahlung al-
ler in den drei Vorjahren entgegengenommenen Steuerzuwen-
dungen in einer Summe fällig wird. Darüber hinaus hat der bzw. 
haben die für unrichtige bzw. unvollständige Angaben bzw. 
zweckfremde Ausgaben Verantwortliche(n) mit einer Geldbuße 
(gemäß Art. II Ziff. 13 Bürgerschädigungstarif) zu rechnen.

Datum und Unterschrift des Amtsleiters:

Datum und Unterschrift des zuständigen Sachbearbeiters:

. . . .  Anlagen

Einige V oraussetzungen, von denen der Bürgervordruck ausgeht, sind 
richtig. M it der W irklichkeit stimmt der T ext insoweit überein, als es 
auch bei den norm alen Steuervordrucken darum  geht, daß  der ein­
zelne Bürger einen Teil seines Einkommens dem S taa t geben soll. Der 
umgekehrte V organg w äre schon deshalb absurd, w eil die öffentliche 
V erw altung keine selbsterarbeiteten E inkünfte hat, die sie an die Bür­
ger verteilen  könnte. Richtig ist auch die V oraussetzung, daß  der S taat 
die Steuerabgaben  verw endet, um G em einschaftsaufgaben für alle 
Bürger und einzelne Bürgergruppen zu erfüllen.

Richtig ist ebenfalls, daß  Steuerabgaben  au f Gesetzen und daraus 
abgeleiteten Vorschriften und Berechnungstabellen beruhen. Und rich­
tig ist, daß  S taa t und G ebietskörperschaften für die V erw endung der 
Steuern H aushaltsp läne machen, diese P läne von den gew ählten V olks­
vertretungen genehm igt werden müssen und daß  über die Ausgaben 
abgerechnet w ird.

Falsch ist d ie V oraussetzung des Bürgervordrucks, der Bürger solle 
selbst entscheiden, ob er Steuern zah lt oder nicht. Eine solche E nt-
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Scheidungsmöglichkeit w äre bei dem unterschiedlich ausgeprägten  V er- 
antw ortungs- und Gemeinschaftsbewußtsein der einzelnen Bürger nicht 
sinnvoll und auch nicht gerecht. D ie sprachliche H andlung zur Vorbe­
reitung von Steuerabgaben  oder -festsetzungen  kann darum  kein An­
trag  der öffentlichen V erw altung an den Bürger au f G ew ährung von 
Steuern sein. Sie sollte zunächst nur eine M itteilung sein, die den Bür­
ger an seine gesetzliche Steuerpflicht erinnert und ihm erläutert, daß 
bestimmte Inform ationen von ihm benötigt w erden, dam it ihm weder 
zuviel noch zuw enig Steuern abverlangt werden.

Dies geschieht letztlich auch beim tatsächlichen Erhebungsverfahren, 
jedoch textlich sehr unübersichtlich au f Erläuterungsblätter, E rk lä - 
rungs- und Bescheidvordrucke verteilt. D aß es bei einem solchen sche­
matischen D ialog darum  geht, konkrete Inform ationen des Bürger zu 
allgem einen rechtlichen Bestimm ungen in Beziehung zu setzen, dam it 
für den einzelnen w ie für die G em einschaft ein möglichst großes M aß 
an Steuergerech tigkeit“ erreicht w ird, können die meisten Betroffenen 
aus den vorgedruckten Textteilen nicht entnehmen. D as V erständnis 
w ird unter anderem  dadurch erschwert, daß  sich auch der gutw illige 
Steuerzahler von vornherein a ls S teu ersch u ld n er  bezeichnen lassen 
muß.

Falsch oder zum indest abw egig ist die dem Bürgervordruck zu­
grundeliegende Erw artung, jeder Bürger solle selbst prüfen, welche 
steuerrechtlichen Bestimm ungen au f ihn zutreffen . Beim derzeitigen 
Steuerrecht w ären dam it die allerm eisten Steuerzahler hoffnungslos 
überfordert. E inige erläuternde H inw eise au f die rechtlichen G rund­
lagen  der geforderten  Abgaben w ären jedoch für den Bürger, der ja  
in anderen  Zusam m enhängen immer w ieder au f seine „M ündigkeit“ 
angesprochen w ird, sicherlich hilfreich und m otivierend. Solche H in ­
weise sind schon deshalb naheliegend, w eil nicht nur ,alle  S taatsge ­
w alt“, sondern auch alle  staatlichen E inkünfte ,vom  V olk“ ausgehen.

D ie Erläuterungen, die der Bürger bisher zusam m en m it den V or­
drucken erhält, betreffen  im wesentlichen nur die rechnerische Fest­
setzung. Aber auch das beigefügte Form blatt, das dem einzelnen das 
Vorwegberechnen seiner Steuern ermöglichen soll, ist selbst für Kenner 
und Könner außerhalb der Finanzäm ter offensichtlich so kom pliziert, 
daß es immer w ieder zu D ifferenzen  zwischen den Ergebnissen der 
Steuerberater und den amtlichen Festsetzungen kommt.

W as eine generelle Reform  des Steuerrechts an sachbedingten K om ­
m unikationsschwierigkeiten lösen kann, soll hier nicht w eiter disku­
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tiert w erden, d a ich die sprachlichen Folgen einer solchen Reform  nidit 

kenne.
Falsch, w eil nicht mit der W irklichkeit übereinstim mend, ist die A n­

nahme des Bürgervordrucks, daß  das Finanzam t den einzelnen jew eils 
daran  erinnert, w ieviel Steuern er beim letzten M al gezah lt hat und 
wie diese vorige A bgabe berechnet w urde. D a der Steuerd ialog wie 
die Kom m unikation über andere verw altete  Lebensbereiche in vielen  
Punkten an den K ontext früherer Entscheidungen anknüpft, ist der 
Bürger nach w ie vor d arau f angew iesen, über Jah re  hin selbst Akten 
zu führen -  ein systematisches Archivieren von Spezialtexten , das 
viele M itbürger nicht gelernt haben. W ie die IFA K -Erhebung fest­
stellt, „ist die p rivate  A ktenhaltung in erheblichem U m fang eine V or­
aussetzung für d as Funktionieren von bundesdeutschen Behörden“ '.

Falsch ist die fik tive Annahm e, daß  die öffentliche V erw altung ge­
genüber jedem  einzelnen Bürger Rechenschaft ab legt, d. h. ihm m it­
teilt, w as mit seinen früheren Steuern gemacht w orden ist und wozu 
seine neuen A bgaben verw endet w erden sollen. Eine solche Abrech­
nung einzelner Steuerabgaben  w äre nicht sinnvoll, w eil sich nur die 
G esam taufkom m en der verschiedenen Steuerarten  ökonomisch ver­
w alten  und ausgeben lassen. Der Wunsch, wenigstens über die V er­
w endung solcher G esam taufkom m en etw as zu erfahren, ist jedoch 
naheliegend. A nders als bei der allgem ein üblichen Abrechnung be­
zahlter Leistungen, erhält der Bürger von der Stelle, der er G eld 
zahlt, keinen ,Verw endungsnachw eis‘. Er muß sich selbst darum  be­
mühen, einige allgem eine Inform ationen aus P resse- und Fernseh­
berichten zu gewinnen. D ie amtlich veröffentlichten Etats sind den 
meisten Bürgern nicht zugänglich oder nicht verständlich. D eshalb 

w ürde eine G lobalübersicht über die jew eils neuesten E tats des Bun­
des und der G ebietskörperschaften -  es genügen einige erläuterte 
K reisd iagram m e -  als A nlage zu den Form ularen dem einzelnen Bür­
ger den Sinn des ,S teuerd ialogs‘ und seine R olle als M itfinanzier der 
öffentlichen A ufgaben  deutlicher machen.

Falsch ist auch die Erw artung des Bürgervordrucks, daß  sich M it­
glieder der Behörden im Schriftverkehr mit dem Bürger als persönlich 
verantw ortlich identifizieren und für die Richtigkeit der behördlichen 
M itteilungen und H andlungen persönlich haften . Entsprechend fehlt 
dem Bürger die M öglichkeit, analog zu den D rohform eln v ieler A n­
tragsvordrucke einzelnen Beam ten bei falschen Entscheidungen mit 
Sanktionen zu drohen. Eine solche Personalisierung der V erw altungs-
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Verantwortung w äre w enig zweckm äßig. D as Recht des Einzelnen 
w äre verm utlich nicht besser geschützt, wenn er sich vor dem V er­
w altungsgericht m it einem bestimmten A m tsrat oder O berinspektor 
streiten könnte. W as freilich dem Bürger, der dem kollektiven Sach­
verstand  und der Rechtskenntnis der Behörden stets unterlegen ist, in 
amtlichen Bescheiden an Inform ationen über M öglichkeiten zur K or­
rektur einer V erw altungsentscheidung geboten w ird , ist fast immer zu 
wenig, insbesondere zu w enig verständlich. A uf die ,Rechtsbehelfs- 
belehrung* w erde ich später noch eingehen.

D ie Frage, ob bestim mte Beam te nach außen hin die V erantw or­
tung für eine V erw altungsentscheidung tragen  sollen, d ar f aber nicht 
m it dem Wunsch der meisten Bürger nach einem persönlichen G e­
sprächspartner verwechselt w erden. D aß dem Einzelnen die Kom m u­
nikation mit einer Behörde sehr erleichtert w ird, wenn sich der zu ­
ständige Bearbeiter a ls Mensch mit richtigem N am en identifiziert, den 
m an bei V erständnisproblem en fragen  kann, ist oft gesagt und ge­
schrieben worden. Es hat sich aber, w ie ich bei der Durchsicht v ieler 
Vordrucke bem erkt habe, immer noch nicht in allen  V erw altungs­
bereichen herumgesprochen.

An unserem fik tiven  Bürgervordruck ist noch einiges schief. Der 
V erfasser des Textes verh ält sich nicht a ls individueller Schreiber, 
sondern im itiert Textsorte und sprachliche Form ulierungen einer In ­
stitution, ohne die V orteile zu haben, die die V erw altung aus dem 
Gebrauch von Vordrucken gew innt: die E insparung h äu fig  w ieder­
kehrender Schreibvorgänge und die Anordnung der Fragen und T ext­
lücken nach einer möglichst denk- und zeitökonomischen A bfolge von 
Bearbeitungsschritten .

Er macht sich seinen Anteil am D ialog mit der Behörde auch d a ­
durch schwer, daß  er sich nicht au f die M ühe beschränkt, einen V er­
w altungstext zu verstehen. Er strengt sich stattdessen  an, selbst eine 
Art Amtsdeutsch zu schreiben, w as ihm aber nicht durchgehend ge­
lingt. Jeden fa lls  ist der V ordruckverfasser nicht typisch für die vielen  
Bürger, die hinreichend v iele Schwierigkeiten beim passiven  U m gang 
mit Behördentexten haben.

D er V erfasser übernimmt außerdem  einen Fehler, den die Behörden 
in vielen  ihrer Vordrucke machen. D er T ext ist durch A ngabe des 
A dressaten, Überschrift, abschließende Erk lärungsform el und U nter­
schriftslücken als Ä ußerung des A ntragstellers gegenüber dem An­
tragsem pfänger vorgeform t. Dieses gerichtete Äußerungsschem a w ird
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jedoch mehrere M ale durch Fragen unterbrochen, die um gekehrt der 
A dressat an  den A ntragsteller richtet („W o rau f gründet sich Ih r  An­
trag  . . . ? “ „W ieviel Steuern beantragen  S ie  . . . ? “ ) Der B ürgervor­
druck bietet dam it eine ähnlich heterogene Mischung aus p artiell vor­
form uliertem  M onolog und D ialog w ie viele A ntragsform ulare der 
Behörden.

Schon w egen der Kosten, die eine von jedem  Bürger individuell 
gesteuerte Kom m unikation mit der V erw altung letztlich allen  Bürgern 
bereiten w ürde, b leibt der Bürgervordruck ein unrealistisches D enk­
spiel. D er V erfasser hat sich zudem  fachlich und sprachlich Arbeiten 
der V erw altung aufgebürdet, ohne sie besser zu machen.

2. Generelle Bedingungen

D ie Asymm etrie des sprachlichen Verkehrs zwischen Behörden und 
Bürgern läß t sich, w ie d as D enkspiel gezeigt hat, nicht umkehren. Sie 
läß t sich auch nicht aufheben. Bevor ich au f einige w eitere Eigen­
schaften der Textsorte und des Sprachgebrauchs der Behördenvor­
drucke eingehe, möchte ich die mir wesentlich erscheinenden Bedingun­
gen der B ehörden -B ürger-K om m unikation  noch einm al zusam m en­

stellen. H ierzu w ende ich die V ordrucksverhältnisse aus der Fiktion 
in die W irklichkeit zurück und abstrah iere von den Besonderheiten 
der K orrespondenz über Einkommensteuern.

2.1. Handlungsziele

Im  U nterschied zur unübersehbar großen Fülle der A nlässe und Ziele 
von A lltagsgesprächen unterliegt der sprachliche Verkehr zwischen Be­
hörden und Bürgern einer stark  eingeschränkten M enge von Zwecken. 
D ie Ziele lassen sich leicht zusam m enfassen.
H andlungsziele der V erw altung sind:
-  Leistungen des Bürgers, vor allem  Steuern und andere A bgaben
-  V erhalten des Bürgers: Beachtung von N orm vorschriften und ent­

sprechende V erhaltenskorrekturen (z. B. im Straßenverkehr, beim 
H ausbau, beim U mzug, bei der G ew erbeausübung u. a.)

Ziele des Bürgers sind:

-  Leistungen der V erw altung (des S taats) wie W ohngeld, Sozialh ilfe, 
Zuw eisung einer W ohnung u. a.
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-  Genehmigung der V erw altung für V orhaben einzelner Bürger oder 
G ruppen (z. B. Firm engründung, W affenkau f, A utofahren, H aus­
bau, D em onstrationen u. a .).

Ein wichtiges H au p t- oder N ebenziel v ieler Formen der A lltagskom ­
m unikation feh lt: das H erstellen  und Sichern sozialer Beziehungen 
zwischen den Beteiligten. Aus der Sicht des S taats  träg t die V erw al­
tung zw ar dazu  bei, die Rechtsgem einschaft a ller Bürger zu verw irk ­
lichen und zu erhalten ; im Unterschied zu vielen  A lltagsgesprächen 
soll und kann aber die Vorduckkom m unikation keine Gemeinschaft 
zwischen den unm ittelbar Beteiligten  stiften. D ies geschieht a llen falls 
nebenbei, wenn sich in einzelnen Fällen  eine A rt V erständigungsge­
meinschaft zwischen einem ratsuchenden Bürger und einem Beam ten 
bildet.

2.2. Abstrakte Entscheidung und persönliches Interesse

G anz gleich, ob es um Ziele der V erw altung oder des Bürgers geht, 
die V erw altung entscheidet, ob und w iew eit das jew eilige Ziel erreicht 
w ird, und zw ar anhand der G esetze und anderer genereller Vorschrif­
ten. Ihre wesentliche A ufgabe, ihr institutioneller Zweck ist die An­
w endung allgem einer Vorschriften au f möglichst viele konkrete Fälle. 
Sie ist deshalb am  Bürger nur soweit ,interessiert', als sich sein Fall 
unter d ie generellen Bestimm ungen subsumieren läßt. D aher verlangt 
sie vom  einzelnen auch nur solche Inform ationen, d ie sich den a llge ­
meinen Beschreibungs- und Entscheidungskategorien zuordnen lassen.

Der Bürger ist vor allem  an einer möglichst günstigen Lösung seines 
konkreten ,Falls' interessiert. Steuern haben konkrete Folgen für seine 
Lebensbedingungen. Aus sehr konkreten G ründen hat er sein Auto 
noch nicht um gem eldet. Er w ill kein abstraktes ,W ohngebäude' er­
richten, sondern ein bestimmtes H aus bauen. O der er braucht w egen 
seiner persönlichen N otlage G eld, um sich konkrete, für ihn lebens­
wichtige D inge kaufen zu können.

Von den allgem einen K riterien  und Regelungen, nach denen die 
V erw altung die konkreten U m stände seiner Situation  normiert, weiß 
der Einzelne o ft nur w enig. Wenn überhaupt, erfahren  viele Bürger 
erst im V erlau f des D ialogs m it der Behörde, daß  ihr F all vor der 
eigentlichen Entscheidung .verallgem einert' w ird. Sie sind auch an 
dieser legalsem antischen A bstraktion meist w eniger interessiert als an 
den konkreten Folgen der Verw altungsentscheidung.
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2.3. Persönliche und institutionelle Verantwortung

Falls der Bürger nicht für eine Personengruppe (z. B. Verein oder 
Firm a) handelt, deren Interessen er vertritt, äußert er sich gegenüber 
der Behörde stets in eigenem N am en und Interesse. W as er sagt, 
schreibt oder unterschreibt, hat er persönlich zu verantw orten. In  den 
meisten A ntragsvordrucken w ird er zudem  nachdrücklich d arau f hin­
gewiesen, daß  er für seinen P art des D ialogs haftet.

D ie Behörde äußert sich stets als Institution, die nicht im Interesse 
ihrer M itglieder handelt (zum indest nicht handeln  sollte), sondern 
nach allgem einen Vorschriften. W as eine Behörde sagt und schreibt, 
w ird gegenüber dem  Bürger nicht von einzelnen Beam ten veran tw or­
tet. Welcher Beam te oder A ngestellte einen Vordrude abschickt oder 
einen bestim mten Bescheid unterschreibt, ist eine eher zu fä llige  Folge 
der behördeninternen A rbeitsteilung. W er den jew eiligen  T ext v er ­
faß t hat, erfährt der Bürger nicht. Den A utor kennt oft nicht einm al 
die Behörde selbst, w eil sie v iele V ordrucktexte von anderen Ämtern 
oder Form ularvorlagen  übernommen hat. D ies ist v ielen  Bürgern 
nicht k lar. D aß  auch die V erw altung ihren D ialogpart zu verantw or­
ten hat, können allen fa lls K undige aus den abgekürzten H inw eisen 
au f G esetze und der eventuellen  Rechtsbehelfsbelehrung erschließen.

2.4. Fristen

Ein besonders deutliches K riterium  für die Ungleichheit von D ialog ­
partnern ist, wer wem Fristen setzt. D ie Behörde kann dem Bürger 
für seine A ntw ort (fü r die A bgabe des ausgefü llten  Vordrucks, das 
Bezahlen der Steuern oder das Befolgen von A uflagen ) Fristen setzen 
und mit Sanktionen drohen. Fristen setzt sie auch für den eventuellen 
W iderspruch gegen ihre Entscheidung. D er Bürger kann andererseits 
einer Behörde keine Frist für die Entscheidung über seinen A ntrag 
setzen. Er kann sich möglicherweise über die ,säum ige Bearbeitung' 
beschweren. Aber wo und w ie m an das macht, ist den meisten M it­
bürgern nicht bekannt. M it der Verm utung, daß  m an eine Beschwerde 
zunächst w ieder nur an  eine Behörde richten kann, haben sie jeden ­
fa lls  recht.

2.5. Dialogeröffnung und -heendigung

Ein anderes M erkm al für asymmetrische Kom m unikation ist die un­
gleiche V erteilung der M öglichkeiten, den D ialog  zu eröffnen und
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.regulär' zu beenden. Wenn es um Leistungen der Behörden geht, muß 
der Bürger eröffnen ; d. h. er muß „vorsprechen“ oder sich ein For­
m ular verschaffen. R egulär beenden kann den D ialog nur die B e ­
hörde mit ihrem Bescheid an den Bürger. D er Bürger hat bloß die 
M öglichkeit, .irregulär' abzubrechen, indem er den A ntrag gar nicht 
erst abschickt, zurücknimmt oder das V erfahren  dadurch unterbricht, 
daß  er bestim mte U nterlagen nicht „beibringt“ .

Eine Fortsetzung des V erfahrens über das von der V erw altung 
gesetzte Ende durch W iderspruch des Bürgers ist ebenfalls irregulär 
und verlagert den D ialog schließlich au f eine andere Institution, das 
V erw altungsgericht.

W enn es um Leistungen und V erhaltensw eisen  des Bürgers geht, 
eröffnet in vielen, aber nicht allen  Fällen  die V erw altung den D ialog. 
Bei bestim mten Steuerarten  und M eldepflichten muß der Bürger ini­
tiativ  w erden. R egulär w erden aber auch solche D ialoge nur von der 
V erw altung beendet. Vom Bürger w ird nicht erw artet, daß  er sich 
abschließend äußert, sondern daß  er zah lt bzw. sein Fehlverhalten  
korrigiert. W enn er die Kom m unikation durch W iderspruch fortsetzt, 
gerät er w ie im ersten Fall rasch an einen anderen D ialogpartner.

2.6. Verteilung der Vor- und Nachteile

Für die K om m unikation mit dem Bürger hat dam it die öffentliche 
V erw altung alle  V orteile einer im gesetzlichen A uftrag  handelnden, 
mit allen  erforderlichen Rechtskenntnissen ausgestatteten  O rgan isa­
tion. S ie ist nicht persönlich am A usgang des einzelnen D ialogs inter­
essiert und hat als Institution auch bei eigenem  Fehlverhalten  keine 
N achteile zu befürchten. Sie kann Fristen setzen, Sanktionen andro ­
hen, und nur sie hat das Recht, den D ialog jew eils abzuschließen.

Persönlich interessiert und persönlich verantw ortlich, in R echtsfra­
gen und adm in istrativen  V erfahren  meist unkundig, von V erw al­
tungsentscheidungen abhängig, von Fristen betroffen  und am  W eiter­
verhandeln  gehindert, ist der Bürger in allen  wesentlichen V oraus­
setzungen und Bedingungen des D ialogs der schwächere Partner.

V erw altungshandeln , das au f die Erfüllung der Ansprüche und 
Pflichten des Bürgers abzielt, ist w eitgehend sprachliches H andeln. 
D am it dieses H andeln  gelingt, muß die V erw altung dem Einzelnen 
den Sinn ihres H andelns und die N otw endigkeit seiner sprachlichen 
K ooperation verständlich machen. Schon w eil sie allen  Bürgern dienen
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soll und w eil nur sie über die Entscheidungsbefugnisse und K ennt­
nisse verfügt, hat sie die Pflicht, für das G elingen des Sprachhan- 
delns zu sorgen.

3. Die Textsorte Vordruck 2

A uf den ersten Blick scheint die V erw altung alles zu tun, um die 
nachteiligen Kom m unikationsbedingungen des Bürgers auszugleichen. 
S ie leistet bei weitem  den größeren A nteil der D ialogbeiträge. Der 
einzelne Bürger braucht sich für die D arstellung seiner Situation keine 
Textform  auszudenken; er braucht überhaupt keinen zusam m enhän­
genden Text, meist nicht einm al einen vollständigen  Satz  zu form u­
lieren. D ie .geeignete“ Textsorte w ird ihm von der V erw altung als 
Form ular zur V erfügung gestellt. D er größte Teil des Textes ist schon 
vorgedruckt, und der Bürger kann sich d arau f beschränken, die T ext­
lücken m it einzelnen W örtern, D aten oder Beträgen  zu ergänzen und 
die vorgedruckten Felder mit Kreuzchen zu füllen. D ie ak tive V er­
w endung verw altungstechnischer B egriffe  bleibt ihm dabei meist er­
spart.

D ies ist jedoch für viele Bürger nur scheinbar eine Erleichterung. 
Auch wenn sie wollten, könnten sie dem jew eils vorgegebenen sprach­
lichen Schema nicht ausweichen. Sie können es auch nicht m odifizieren. 
G anz gleich, ob der einzelne etw as von der V erw altung w ill oder sie 
etw as von ihm, das Schema für das In teragieren  au f d as Ziel hin w ird 
stets von der zu stän d igen  Behörde“ bestimmt. Und sie legt auch den 
Gebrauch der ,richtigen“ W örter innerhalb dieses Schemas fest.

Auch au f eine inform elle A nfrage fo lgt a ls A ntw ort der Behörde 
meist ein Vordruck. U nd ,form lose“ A nträge und mündliche Ä uße­
rungen des Bürgers w erden zur eigentlichen .verw altungsm äßigen Be­
arbeitung“ zunächst in Behördenform ulare und -form ulierungen über­
tragen.

A ußerhalb des Verkehrs mit Behörden und behördenähnlichen In ­
stitutionen findet der Einzelne für die rigorose schematisierte T ext­
sorte Behördenvordruck keine Entsprechung. Er ist zw ar gewohnt, 
Fragen zu stellen und Fragen zu beantw orten; aber er ist ebenfalls 
gewohnt nachzufragen, Fragen zurückzuweisen und sich über den 
Sinn und Zweck einer Frage oder A ntw ort mit dem G esprächspartner 
zu verständigen . Fragen beantw ortet er h äu fig  m it ] a ,  a b e r . .  ., Ich
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w eiß  nicht oder W arum  w illst du d a s w issen ?  A udi hat er o ft G e­
spräche erfahren, bei denen sich gutw illige Partner w ährend des D ia ­
logs sprachlich aufeinander einstellen, d. h. vom  Partner nicht ver­
standene Ausdrücke durch andere ersetzen oder sich die Bedeutung 
unbekannter W örter vom Partner erklären  lassen.

A ll diese D ialogm ittel läß t der Vordruck nicht zu. D er vorgedruckte 
Text erlaubt kein a b er  und keine G egenfrage. Unwissen oder U nw il­
len sind als G ründe für d as Zurückweisen einzelner Fragen nicht zu ­
gelassen. D as sprachliche A ushandeln von Bedeutungen ist schon des­
halb nicht möglich, weil alle  R edebeiträge des amtlichen D ialogpartners 
von A nfang an fertig  vorgegeben sind.

Erfahrungen mit zusam m enhängenden erklärenden, beschreibenden 
und anw eisenden Texten haben die meisten Bürger gemacht. Beim 
Behördenvordruck w erden sie jedoch mit einer Textsorte konfron­
tiert, die w eder D ialog, Erklärung, Beschreibung noch Anw eisung ist, 
sondern eine schwer überschaubare M ischung aus allem . Es ist ein 
Text, der an den Bürger gerichtet, aber an die Behörde adressiert ist, 
der zur Beschreibung auffordert, aber Anw eisungen enthält ohne N en­
nung des Anw eisenden oder A ngewiesenen ( . .  . sin d  h ier  a n zu geb en ), 

explizite Fragen an den Bürger (S i e )  und vorgedruckte E rkläru n gen  
in der ich -Form (I ch  v ersich ere  . . .) , N om inalausdrücke, die nicht er­
kennen lassen, daß  sie als Fragen gem eint sind oder ob als Entschei- 
dungs- oder E rgänzungsfrage (B e r u f? :  M a u r e r !J a ) ,  der zw ar E rk lä ­
rungen enthält, w ie ein Teil der vorgedruckten Textstücke zu v er ­
stehen ist und w as für eine sprachliche R eaktion erw artet w ird, aber 
dies oft w eit entfernt von der Stelle, um die es geht. D ie meisten An­
tragsform ulare gehören zu dieser eigenartigen Textsorte.

Vordrucke sollen hier nicht verteu felt w erden. D ie V erw altung 
sollte sich jedoch darüber im klaren sein, daß  diese für sie so selbst­
verständliche Textsorte für viele Bürger ungewöhnlich, wenn nicht gar 
unnatürlich ist, und das unter anderem  deshalb, weil sie nicht v er ­
stehen, welchen H andlungssinn ein Vordruck hat und welche H and ­
lungsrolle ihnen selbst zugedacht ist.

Vordrucke im V erkehr mit dem Bürger sind eine Textsorte, mit der 
die V erw altung au f ökonomische W eise vom  einzelnen die In form a­
tionen einholt, die sie benötigt, um den konkreten Fall ihren Beschrei- 
bungs- und Entscheidungskategorien unterzuordnen 3. D iese K atego ­
rien sind sprachlich durch Legaldefin itionen  und Begriffsbestim m ungen 
der Verordnungen und V erw altungsanw eisungen bestimmt, die der
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Bürger im allgem einen aber nicht kennt. Im  Textschema des Vordrucks 
w erden die konkreten, individuellen  ,D aten“ den allgem einen B egrif­
fen der V erw altung zugeordnet. G enau diese Zuordnung zwischen 
den konkreten Eigenschaften seiner Situation  und den A llgem einbe­
griffen  der vorgedruckten T extteile muß der Bürger leisten, der den 
Vordruck selbst ausfü llt. Er nimmt dam it der V erw altung einen w e­
sentlichen Teil ihrer A rbeit ab. Der V erw altung bleibt dann nur noch, 
die Zuordnung zu überprüfen, über die A bfolge der entscheidungs­
relevanten  M erkm ale quasi-autom atisch  die ,richtige' Entscheidung 
festzustellen  und diese dem Bürger m itzuteilen, selbstverständlich mit 
einem Vordruck.

Jeder, der eine Sprache spricht, kann Ausdrücke mit engerer Bedeu ­
tung au f andere Ausdrücke mit w eiterer Bedeutung beziehen (W örter 
mit konkreten Bedeutungen gibt es letztlich nicht). V erständigungs­
probleme entstehen aber dann, wenn einem Menschen zur D arstellung 
seiner Situation  sprachliche Ausdrücke im wörtlichen Sinn ,vorge­
schrieben' w erden, deren Bedeutung er nur v age  oder gar nicht kennt 
oder mit denen er eine andere Bedeutung als die vorschreibende Be­
hörde verbindet.

D ieses Problem  w ird bei der Vordruckkom m unikation zwischen 
Behörden und vielen  Bürgern dadurch verschärft, daß  zur Bedeutung 
solcher Ausdrücke ihre spezifische Entscheidungsrelevanz für die V er­
w altung gehört. Für eine Behörde ist dies nicht w eiter schlimm, da sie 
an  den Folgen ihrer Entscheidung nicht interessiert ist. W er aber den 
H andlungssinn eines Vordrucks (A n tra g , E rk läru n g, B esch eid , V er­
fü g u n g ) nicht versteht, w er aus m angelndem  V erständnis vorgedruck­
ter Textstücke falsche, ,sinnlose' oder gar keine A ngaben macht, löst 
einen Entscheidungsprozeß aus, der für ihn selbst große N achteile 
haben kann. U nwissenheit schützt vor Bestrafung nicht -  U nverständ ­
nis auch nicht.

Vordrucke sind also  nicht schon deshalb ,bürgerfreundlich', w eil sie 
dem einzelnen Bürger Schreibarbeit ersparen. Auch seine reduzierte 
Schreibarbeit kann er nur leisten, wenn er den Sinn des gesam ten V or­
drucks und die Bedeutung seiner Teile versteht. D a die V erw altung 
die Textsorte vorgibt, h at sie für V erständlichkeit zu sorgen, dam it 
der Bürger sich seinerseits verständlich machen kann. D azu  gehört, 
daß  der Zweck des jew eiligen  Vordrucks nicht nur durch die Ü ber­
schrift, sondern auch in einer erläuternden  Einleitung dek lariert w ird, 
und daß  die vorgedruckten Textstücke so form uliert und erläutert
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sind, daß  der Bürger mit V erständnis für seinen Anteil am  kommuni­
kativen  Prozeß der Entscheidungsfindung die Textlücken ausfüllen  
kann.

D a jede andere Textsorte zu teuer w äre, muß der Bürger den V or­
druck prinzip iell hinnehmen. Er sollte jedoch Vordrucke fordern, die 
so gemacht sind, daß  auch er dam it umgehen kann und daß  er er­
kennt, w as er dam it tut. Wenn dies in einigen V erw altungszw eigen 
(u. a. Sozialam t, A usländeram t, Jugendam t) nicht zu erreichen ist, 
muß der Vordruck am tsintern bleiben und sollte nach M öglichkeit 
auch nicht als sprachliches Schema für d as Gespräch mit dem ra t - und 
hilfesuchenden Bürger verw endet werden.

Vordrucke bleiben dam it zuallererst ein nützliches A rbeitsm ittel für 
die V erw altung. D ie Schreibersparnis für den Bürger sollte nicht zu 
sehr betont w erden. Vordrucke ersparen vor allem  den V erw altungs­
beam ten und -angestellten  Schreib- und D enkarbeit. D as ist gut, denn 
cs erspart schließlich allen  Bürgern eine teurere V erw altung. Auch dies 
verdient einen kurzen H inw eis in den E rläuterungen zu umfangreichen 
Vordrucken. Es m otiviert die K ooperationsbereitschaft des Bürgers 
und schafft dam it günstigere V oraussetzungen für den U m gang mit 
einer ungewohnten Textsorte.

Nicht gespart w erden d ar f beim Entw urf eines Vordrucks, vor 
allem  nicht beim N achdenken über die eigentlichen, sprachlichen Teile. 
W as nützen ,Schreibm aschinengerechtigkeit‘ und Einhaltung des O LE- 
Prinzips (,L eittext in der oberen Zinken £cke‘) 4, wenn die ,L eittexte‘ 
und Erläuterungen weiterhin zu viele M erkm ale der behördeninternen 
Fachsprache aufw eisen. Dem verw altungsunkundigen Bürger, der 
möglicherweise gar keine Schreibmaschine hat, h ilft dann auch die 
hübsche Farbtönung des Form ularpapiers nicht w eiter. H ierzu einige 
abschließende Bem erkungen.

4. Sprachgebrauch
D a der Bürger au f die Form ulierung der sprachlichen Teile der B e­
hördenvordrucke keinen E influß hat, muß die V erw altung ihren 
Sprachgebrauch verantw orten. Sie verantw ortet dam it, w ie ich im 
Zusam m enhang mit dem H andlungssinn und Zuordnungszweck von 
Vordrucken erläutert habe, nicht nur ihre Textteile, sondern trägt den 
entscheidenden Anteil der sprachlichen Verantw ortung für das Ge­
lingen oder M ißlingen der Kom m unikation mit dem Bürger.



D aß der Sprachgebrauch der öffentlichen V erw altung auch im V er­
kehr mit dem Bürger vom  allgem einen Sprachgebrauch abweicht, ist in 
unzähligen sprachpflegerischen Schriften, linguistischen Untersuchun­
gen und Zeitungsglossen festgestellt w orden. D ie Abweichungen 
brauche ich deshalb hier nicht mehr im einzelnen zu erörtern. Als 
wichtig erscheint mir, daß  sich die Behörden zu den Besonderheiten 
ihres Sprachgebrauchs nach w ie vor unklar, wenn nicht sogar w ider­
sprüchlich verhalten .

In G eschäftsordnungen und D ienstanw eisungen der M inisterien, 
K reis- und G em eindeverw altungen w ird  zw ar einerseits d arau f hin­
gew iesen, daß  in Vordrucken und anderen Schriftstücken, die für den 
Verkehr m it dem Bürger bestimmt sind, W ert au f ,gutes Deutsch', au f 
,einfache' und verstän d liche Sprache' zu legen ist. W enn aber anderer­
seits von A ußenstehenden bestimmte gram m atische Eigentüm lichkei­
ten und die V erw endung bestimmter W örter und W endungen kritisiert 
werden, sind diese Besonderheiten plötzlich nützlich und notw endig 
und müssen deshalb  erhalten bleiben. D as klassische Schutzargum ent 
ist die ,Rechtssicherheit'5. Nicht ganz so a lt ist der ,F unk tionalstil'6. 
D iese Schutzm aßnahm e heißt auch .Fachsprache'7. Wirklich ernst zu 
nehmen ist nur die Rechtssicherheit. Aber zunächst einige Beispiele.

4.1. ,Rechtsbehelfsbelehrung‘

D ie G egenleistung, die der Bürger für die ihm vorform ulierte Selbst­
bedrohung am Schluß v ieler A nträge erhält (Ich  v ersich ere  hierm it, 
d aß  v or steh en d e  A n gaben  d er W ahrheit en tsprechen . M ir  ist  bekan n t, 
d aß  fa lsch e  A n gaben  . . . einen B etru g  im Sinn e d e s §  263 S tG B  d ar ­
ste llen  un d  m it G eld b u ß e g ea h n d et u n d  stra frech tlich  v e r fo lg t  w erden  
können . . .), ist die R ech tsb eh e lfsb e leh ru n g  am Schluß eines Bescheids 
oder einer V erfügung der V erw altung. Schon die Ü berschrift dieser 
.Belehrung' w ird  von vielen  Bürgern nicht verstanden. Sie verbinden 
mit R ech tsb eh e lf  a llen fa lls die v age  V orstellung einer rechtlichen B e­
helfslösung (B ehelf für w as?), der m an besser nicht trauen sollte oder 
die vielleicht gar nicht für den Bürger, sondern ein Gericht bestimmt 
ist.

D ie eigentliche Belehrung macht den Sinn dieses Textstückes auch 
nicht deutlicher (G egen  d iesen  B esch eid  ist  gern. § §  68  f f .  V w G O  zur  
V orbereitun g ein er etw a  b eab sichtigten  A n fech tu n g sk lage  W iderspruch  
m öglich . D er  W iderspru ch  m uß . . .  schriftlich , m öglich st in d o p p e lte r
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F ertigu n g , o d er  m ündlich zur N ied er sch r ift  erh ob en  w erd en ). In  ihrer 
form elhaften  Stereotypie erweckt die Belehrung für den U nbeteiligten 
den Eindruck, daß  sich die betreffende Behörde hiermit nur einer ihr 
lästigen M itteilungspflicht entledigt. W enn aber ein Betroffener (fa lls 
er überhaupt versteht, daß  er betroffen  ist und nicht jem and anders) 
die ,Akü‘-H inw eise au f Gesetze nicht gew ohnt ist, von den rechtlichen 
und prozeduralen  Folgen eines ,W iderspruchs“ nichts w eiß, w eiß er 
auch nicht, ob und wie er sich nach dieser Belehrung verhalten  soll. 
W er bei A n fech tu n g sk lag e  stutzt, wen die d o p p e lt e  F ertigu n g  und die 
N ied er sch r ift  verw irrt, liest die Belehrung vielleicht nur als dunkle 
abschließende Beschwörungsformel, mit der die Behörde ihrem B e­
scheid Endgültigkeit verleiht. Eine wirkliche A ufklärung des betrof­
fenen Bürgers über seine M öglichkeit, die Rücknahme oder K orrektur 
einer ihm unrichtig oder ungerecht erscheinenden V erw altungsentschei­
dung zu verlangen, geschieht durch solche Belehrungen meist nicht.

4.2. ,Vollzugsanordnung’

Schon o ft ist au f den unpersönlichen, ,objektiven' Sprachgebrauch der 
öffentlichen V erw altung hingewiesen worden. D iese E igenart macht es 
aber dem Em pfänger eines Vordrucks schwer, bestim mte vorgedruckte 
Ä ußerungen au f sich zu beziehen. Form ulierungen wie ist anzugeben/  
beizubrin gen /vorzulegen  oder h at zu  erfo lgen /zu  un terb leiben  mögen 
in verw altungsinternen Texten, die sich au f eine G esam theit von E in ­
zelfä llen  beziehen, nützlich sein. D er Bürger, der einen solchen Text 
erhält, kann jedoch aus solchen Ausdrücken oft nicht entnehmen, daß  
er selbst etw as tun oder unterlassen soll.

Besondere Schw ierigkeiten bereiten Sätze  wie D er so fo r t ig e  V ollzu g  
w ird  h ierm it an geord n et, die ich in vielen  V erfügungen gefunden 
habe, bei denen es etw a darum  geht, daß  ein Bürger endlich die Steu ­
ern oder die Versicherung für sein Auto bezahlen soll. Aus dem Satz 
und seinem K ontext geht aber w eder k lar hervor, w er anordnet (v er­
mutlich die Behörde), wer die Anordnung auszuführen hat (der Bür­
ger, die Polizei oder sonstwer) noch w as angeordnet w ird. Bei V ollzu g  
kann es sich schwerlich um den V ollzu g  im Unterschied zum H a lb zu g  
bei der Bundesw ehr oder Bundesbahn handeln. D as w äre auch syntak ­
tisch etw as abw egig. Es muß sich deshalb wohl um v ollz iehen  im Sinne 
von tun  oder m achen  handeln. D a aber im vorausgehenden K ontext 
sehr verschiedene Tätigkeiten  genannt sind, bleibt unklar, welche d a ­
von sofort zu ,vollziehen' sind. W er soll nun wie handeln?
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Zur Beruhigung sei gesagt, daß  auch V erfügungen, die eine V oll­
zugsanordnung enthalten, stets mit einer R ech tsb eh elfsb e leh ru n g  
enden.

4.3. ,Fruchtloser Fristablauf‘

D ie V erw altung muß Zeit und Pap ier sparen. D eshalb verm eidet sie 
N ebensätze, wo immer sie kann, und gebraucht stattdessen K om posita 
und andere nom inale Ausdrücke. D arau f läu ft jeden fa lls die .funktio- 
nalstilistische' und ,fachsprachliche‘ Schutzbehauptung hinaus. Ein Teil 
des Ersparten  geht freilich w ieder verloren, wenn die V erw altung 
nicht za h lt  sondern zur A u szah lu n g  b rin gt, wenn sie nicht so rg t, son­
dern b e so rg t  ist oder S o rg e  trägt.

W eil K om posita so ökonomisch sind, schreiben die Behörden G run d­
erw erb ssteu erb efre iu n g , V erw a ltu n gszw an gsv erfah ren , A u ß erb etr ieb ­
se tzu n g  und H a ftp flich tv er sich eru n g sd o p p e lk a r te  (m it oder ohne 
Bindestrich). Und weil Pap ier gespart w erden soll, erhalten die Bürger 
w eiterhin Vordrucke mit Ausdrücken w ie U m sch reib eau fford eru n g  
in fo lg e  S ta n d o rtw ech se ls, zw eck s V erm eidun g d er  Z w a n gsv o llstrek ­
kung, nach g ep flo g en en  N ach laß erm ittlun gen  oder zu r D u rchfü hrun g  
ein er zw an gsw eisen  A nordnung.

N atürlich kommen viele schlichtere Ausdrücke vor, die aber das 
V erständnis eines Vordrucks auch nicht immer erleichtern. W enn zur 
Bedeutung solcher Ausdrücke nicht konkrete Folgen für den betro ffe­
nen Bürger gehörten, könnte m an den ein geleg ten  R ech tsb eh e lf, den 
V erk ehr  m it F a h rz eu gen  oder die sch riftlich e A n höru n g  komisch fin ­
den. Aber komisch ist nicht einm al der fru ch tlo se  F r ista b la u f  gemeint, 
den es immer noch gibt und der überhaupt nichts mit einer verm uteten 
Schw angerschaft zu tun hat. Ich habe auch diese W endung in mehreren 
Vordrucken gefunden, die wahrscheinlich in diesen Tagen w ieder an 
einzelne Bürger verschickt werden. Ihnen w ird darin  gesagt, daß  sie 
bei fru ch tlo sem  F rista b la u f mit unangenehm en Folgen zu rechnen 
haben. Aber w as für ein Ding, V organg oder Ereignis ist es, das diese 
Folgen auslöst? Und wie kann m an sich davor schützen, wenn man 
nicht versteht, w as es ist?

4.4. Amtssprache Deutsch

Es fä llt  schwer, nicht immer w ieder ironisch zu werden. D eshalb höre 
ich mit den Beispielen auf. D as N eue an diesen Beispielen ist eigent­
lich nur, daß  sie meist recht alt sind. V iele der kuriosen W örter und
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W endungen, die m an in heutigen Vordrucken leicht finden kann und 
die für Menschen außerhalb  der V erw altung und verw altungsähn ­
licher Einrichtungen schwer oder gar nicht zu verstehen sind, wurden 
schon vor rund siebzig Jahren  kritisiert, a ls sich Sprachw issenschaftler 
und Sprachpfleger intensiv mit der Sprache der dam aligen  V erw altung 
und der neuen großen G esetzesw erke befaßten \

D aß sich ein spezieller W ortschatz und bestimmte gramm atische 
Eigentüm lichkeiten bis heute erhalten  haben, kann m an nicht einfach 
der T rägheit oder G edankenlosigkeit der V erw altungsbeam ten an ­
lasten. M it ihrer kom plexen Personalstruktur und der strengen O rgani­
sation der internen A rbeitsabläufe, erfü llt die V erw altung die w esent­
lichen V oraussetzungen für eine Fachsprache. ,Fachsprache“ sollte aber 
in diesem Zusam m enhang als linguistisch-beschreibender Begriff, nicht 
als Rechtfertigungsargum ent gebraucht werden.

Stabilisierend w irkt sich au f den Sprachgebrauch der Behörden be­
kanntlich vor allem  der Sprachgebrauch der G esetze und anderer 
Rechtstexte aus, die das verbale H andeln  der V erw altung verbal steu­
ern. U nd ein G roßteil der Gesetze ist schon deshalb  k o n serv a tiv “, 
w eil sie nicht neues Recht schaffen, sondern altes bew ahren sollen. 
H inter dem Sprachgebrauch der V erw altung steht also als Leitsprache 
der Sprachgebrauch des Rechtswesens. D a von diesem  Sprachgebrauch 

ebenfalls jeder einzelne Bürger auch ohne U m weg über die Behörden 
betroffen w erden kann, kann selbst die ,Rechtssprache“ nicht unter 
H inw eis au f d as hohe A lter v ieler ihrer Texte Schutz für ihre A b­
weichungen von der ,Gemeinsprache“ fordern. D as kann aber hier 
nicht w eiter erörtert werden.

W eil das sprachliche H andeln  nach außen, die Kom m unikation mit 
den Bürgern zu den wichtigsten A ufgaben der öffentlichen V erw altung 
gehört, erweisen sich die Vorteile, die ihre Fachsprache für die V er­
ständigung unter Fachleuten hat, als N achteile für die Betroffenen. Im  
Unterschied zur Industrie, zum H andel, ja  selbst zur M edizin, deren 
Leistungen für die .K unden“ nur bedingt sprachlich sind, hat die V er­
w altung für den S taa t und seine Bürger im wesentlichen verbale V er­
m ittlungsleistungen zu erbringen.

D eshalb hat die öffentliche V erw altung nur ein sehr eingeschränktes 
Recht au f die V orteile einer Fachsprache. Sow eit sich ihre sprachlichen 
H andlungen unm ittelbar an die Bürger richten, von ihm M ithandeln 
verlangen, muß sie sich sprachlich den Bürgern anpassen *. D ie Sprache 
der meisten Bürger ist Deutsch, und zw ar das heutige Deutsch, nicht
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das der letzten Jahrhundertw ende und nicht das der behördeninternen 
Vorschriften und A ktenverm erke.

D ie um gekehrte Forderung, daß  sich d ie Bürger noch m ehr dem 
Sprachgebrauch der V erw altung anpassen, noch mehr Behördendeutsch 
lernen, w äre nicht nur undemokratisch, sondern auch unökonomisch. 
Es ist sicherlich ökonomischer, den Sprachgebrauch der Behörden der 
gemeinsprachlichen W irklichkeit anzunähern, als alle  M itbürger im 
Gebrauch der behördlichen Fachsprache zu schulen. H inzu kommt, daß  
die öffentliche V erw altung zw ar mit vielen Bürgern kommuniziert, 
mit den einzelnen aber nur recht selten. D er einzelne Bürger hat des­
halb nicht die vielen M öglichkeiten der V erw altung, vom  D ialo gp art­
ner sprachlich zu lernen. Außerdem  v erfaß t ja  nicht er die Vordrucke.

Anmerkungen
1 IFA K-Spectrum  2, „Formulare in Deutschland“, hrsg. vom IFA K -Insti- 

tut, Taunusstein o. J. (1979?), S. 8.
2 Die Verwaltungen der Stadt Mannheim und der Stadt Schriesheim, das 

Landratsam t H eidelberg und das Landratsam t Oldenburg haben mir be­
reitw illig eine große Anzahl Vordrucke aus verschiedenen Verwaltungs­
zweigen überlassen. D afür danke ich herzlich. Ich hoffe, demnächst einige 
der Vordrucke linguistisch eingehender behandeln zu können, als im Rah­
men dieser allgemeinen Betrachtung möglich war.

3 Vgl. hierzu den Beitrag von W. Herrlitz/N. Lüdenbach (in diesem Band).
4 Zu den formalen, ,äußerlichen' Anforderungen an Vordrucke siehe M ax 

H elbig (1980).
5 Näher erläutert wird die Bedingung der Rechtssicherheit u. a. im Beitrag 

von H. E. Duve und H .-A. Weirich (in diesem Band).
6 Als Funktionalstil, als sachbedingte Sonderform der deutschen Gegen­

wartssprache sucht etw a H ildegard W agner (21972) den Sprachgebrauch 
der Verwaltung zu verstehen und zum Teil zu rechtfertigen. Der B egriff 
.Funktionalstil' geht au f den Prager Linguistenkreis der Vorkriegszeit 
zurück.

7 Hierzu W alter Otto (21978). Siehe auch W. Ottos Beitrag in diesem Band. 
Die Frage „B edarf das Recht einer besonderen Fachsprache?“ behandelt 
schon Hermann Weck (1913), S. 9 ff.

8 Siehe hierzu vor allem die vom Allgemeinen Deutschen Sprachverein 1912 
preisgekrönten drei Arbeiten: M ax Fickel und August Renner (1913); 
P. Sommer (1913).

9 Vorschläge für eine entsprechende Anpassung der Behördenvordrucke wur­
den zuletzt gemacht in: S. Grossc/W. Mentrup (Hrsg.), (1980), bes. 
S. 122 ff.
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